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1 Wirtschaftslexikon 
Gabler.

Der kommunale Finanzausgleich ist ein Finan
zierungssystem, mit dem der Staat seiner 
Pflicht nachkommt, die Gemeinden zu finan
zieren. Der Begriff Kommune umfasst die Ge
meinden, die Gemeindeverbände, einschließlich 
der kreisfreien und kreisangehörigen Städte 
und der Landkreise. Sie sind die „wichtigsten 
Aufgabenträger auf der unteren Stufe der 
 öffentlichen Verwaltung“1. Der kommunale 
 Finanzausgleich beruht auf den Finanzbezie
hungen zwischen dem Bundesland und seinen 
Gemeinden (vertikal) sowie zwischen den Ge
meinden und Gemeindeverbänden (horizontal) 
untereinander. Folglich hat er eine Funktion, 
in der der Staat als Vermögensverwalter auf
tritt (fiskalisch), indem er die Finanzen der Ge
meinde aufstockt und verstärkt. Eine weitere 
Funktion ist die redistributive Funktion, näm
lich die unterschiedlichen Finanzkräfte der 
Kommunen mithilfe finanzwirtschaftlicher 
Maßnahmen auszugleichen. Ziel des kommu
nalen Finanzausgleichs ist es, die finanzielle 
Situation der Kommunen durch die Erweiter
ung der Finanzen an die Aufgabenbelastung 
anzupassen.

Grundlagen des kommunalen 
 Finanzausgleichs

Der kommunale Finanzausgleich besteht fast 
so lange wie das Land Baden-Württemberg. 
Bei diesem Finanzausgleichsystem steht dem 
Landesgesetzgeber eine politische Ausgestal-
tung in eigener Verantwortung zu. So kommt 
es zu regelmäßigen Anpassungen, die zu 
einem komplexen Geflecht ineinandergreifen-
der Regelungen führen. Das Land entscheidet 
dabei über die Art, den Umfang und die Ge-
währleistung der Finanzausstattung der Ge-
meinden. Es müssen sachgerechte Entschei-
dungen aufgrund der unterschiedlichen 
Finanz kraft getroffen werden, indem der Fi-
nanzbedarf gewichtet und die vorhandenen 
Mittel der  Gemeinden gesteuert werden.

Rechtsgrundlagen

Das Land hat den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden gem. Art. 73 Abs. 1 der Landes-

verfassung (LV) eine ausreichende Finanz-
ausstattung zu garantieren, sodass diese ihre 
Aufgaben erfüllen können. Dazu fließen Mittel 
zwischen dem Land und den Gemeinden, die 
zusammen den kommunalen Finanzausgleich 
bilden. Den Gemeinden steht das Recht zu, 
teilweise eigene Steuern und öffentliche Ab-
gaben zu erheben (Art. 73 Abs. 2 LV). Den 
 anderen Teil erhalten sie durch Zuweisungen 
aus dem kommunalen Finanzausgleich. Durch 
diese ausreichende Finanzausstattung wird 
die Selbstverwaltung der Kommunen gemäß 
Art. 28 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz (GG) garan-
tiert. Die Selbstverwaltung umfasst die eigen-
verantwortliche Regelung von Angelegenhei-
ten in der örtlichen Gemeinschaft und das 
gemeinsame Wohl der Einwohner unter Ein-
haltung der jeweiligen Gesetze (§ 2 Abs. 1 

Ausgleichswirkungen des kommunalen  
Finanzausgleichs von BadenWürttemberg

Zielsetzung des kommunalen 
 Finanzausgleichs – vertikale und 
horizontale Ausgleichsdimension

Mit den Zuweisungen im kommunalen 
Finanzausgleich verfolgt das Land zwei 
gleichermaßen bedeutsame Zielsetzungen: 
der Gesamtheit der Gemeinden sollen 
 zusätzliche Einnahmen verschafft und 
gleichzeitig übermäßige Finanzkraftunter-
schiede zwischen den einzelnen Gemein-
den ausgeglichen werden. Der kommunale 
Finanzausgleich hat also eine vertikale 
und eine horizontale Dimension. Durch 
den vertikalen Ausgleich sorgt das Land 
dafür, dass die Gemeinden durch die 
 zusätzlichen Zuweisungen ihre Aufgaben 
erfüllen können. Beim horizontalen Aus-
gleich unter den Gemeinden werden die 
übermäßigen Finanzkraftunterschiede der 
Gemeinden unterein ander ausgeglichen. 
Diese Ausgleichswirkung wird durch die 
Finanzausgleichsumlage entwickelt. 

Größtmögliche Verteilungsgerechtigkeit 
ist erreicht, wenn jede Gemeinde einen 
im Verhältnis zum Gesamtbedarf aller 
 Gemeinden angemessenen Zuschuss zu 
ihrem Bedarf erhält.
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2 Gemeindeordnung.

GemO2). Die Selbstverwaltung der Kommunen 
umfasst auch die Führung des Haushalts, 
indem sie ihre Einnahmen und Ausgaben 
selbst tätigen und verwalten. 

Ausgaben und Einnahmen der Gemeinden

Die Grundversorgung der Bürger ist eine der 
wichtigsten Aufgaben, die eine Gemeinde er-
füllen muss. Zu der sogenannten Daseinsvor-
sorge zählt die Wasser- und Energieversorgung 
sowie die Entsorgung und Abfallbeseitigung, 
die mit Ausgaben verbunden sind. Zu diesen 
und weiteren Aufgaben sind die Gemeinden 
durch Gesetz verpflichtet (§ 2 Abs. 2 GemO), 
da sie für die örtliche Gemeinschaft erforderlich 
und unentbehrlich sind. Weiter können Land 
und Bund den Gemeinden Pflichtaufgaben 
nach Weisung (§ 77 Abs. 3 GemO) auferlegen, 
beispielsweise die Durchführung von Wahlen.

Darüber hinaus gibt es freiwillige Aufgaben wie 
Vereinsförderung, Veranstaltungsangebote, die 
Traditionspflege oder das Anlegen von Wander-
wegen. Bei Aufgabenübertragungen vom 
Bund und Land kommt die Frage auf, wer die 
dadurch entstehenden Kosten tragen muss. Die 
Kostenerstattungspflicht bei der Aufgaben-
übertragung durch den Staat bestimmt das 
Konnexitätsprinzip. Das Konnexitätsprinzip 
wird jedoch im Rahmen dieses Beitrags aus-
geklammert, da es für die Erörterung der Aus-
gleichswirkungen des kommunalen Finanz-
ausgleichs weitgehend irrelevant ist.

In § 78 GemO sind die Grundsätze der Erzielung 
von Erträgen und Einzahlungen geregelt. Zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erheben die Gemein-
den Steuern und Abgaben nach den gesetzlichen 
Vorschriften, weiterhin Entgelte für Leistungen. 
Eine Kreditaufnahme ist gemäß § 78 Abs. 3 
GemO nur denkbar, wenn eine andere Finan-
zierung nicht möglich oder wirtschaftlich un-
zweckmäßig wäre.

Da alle erforderlichen Aufgaben und die damit 
verbundenen Ausgaben von den meisten 
Kommunen aus eigenen Steuern und Abgaben 
nicht finanziert werden können, zählen zu den 
wesentlichen Einnahmequellen die Finanzzu-
weisungen des Landes.

Finanzierung des kommunalen 
 Finanzausgleichs

Finanzausgleichsmasse

Aus verschiedenen Quellen steht dem Land 
Baden-Württemberg ein bestimmter Betrag 

für den kommunalen Finanzausgleich zur Ver-
fügung: die sogenannte Finanzausgleichs-
masse. Sie wird vor der Durchführung des 
kommunalen Finanzausgleichs bestimmt und 
definiert den Umfang der zu verteilenden Mittel. 
Sie setzt sich zusammen aus den Gemein-
schaftssteuereinnahmen und der Finanzaus-
gleichsumlage, die den Gemeinden und Land-
kreisen abverlangt wird.

Nach Art. 106 Abs. 7 GG in Verbindung mit 
Art. 73 Abs. 3 LV ist das Land verpflichtet, die 
Gemeinden am Gesamtaufkommen der Ge-
meinschaftssteuern mit einem von der Gesetz-
gebung bestimmten Hundertsatz zu beteiligen, 
dem sogenannten Prinzip des Steuerver-
bunds. Der Steuerverbund, der aus dem Lan-
desanteil an der Einkommensteuer, der Körper-
schaftssteuer, der Umsatzsteuer und der 
Gewerbesteuerumlage abzüglich eines be-
stimmten Betrags gemäß § 1 Abs. 1 des Fi-
nanzausgleichsgesetzes (FAG) gespeist wird, 
nennt sich Verbundsatz. Seit 1967 beträgt dieser 
23 %. Der Länderfinanzausgleich spielt bei der 
Berechnung der Finanzausgleichs masse mit 
ein, da der Landesanteil an den Gemein-
schaftssteuern um den Betrag erhöht oder ver-
ringert wird, den das Land im Länderfinanz-
ausgleich erhält oder an ihn entrichtet. 
Baden-Württemberg ist hier seit Jahren Ge-
berland (Übersicht 1).

Zunächst wird die Finanzausgleichsmasse 
nach § 1b FAG in zwei Massen unterschieden: 
die Finanzausgleichsmassen A und B. Aus der 
Finanzausgleichsmasse A werden Mittel für 
Sonderlasten (zweckgebundene Vorwegent-
nahmen gemäß § 2 FAG) und Schlüssel-
zuweisungen (§ 3 FAG) für laufende Zwecke 
verwendet. Nach Abzug der Vorwegentnahmen 
gemäß § 2 FAG wird die restliche Finanzaus-
gleichsmasse A wie folgt verteilt: 74,89 % erhält 
die Schlüsselmasse der Gemeinden, 20,33 % 

Ü1 Berechnung der Finanzausgleichsmasse

Landesanteil an den Gemeinschaftssteuern  
und der Gewerbesteuerumlage 25 332 922 426,35 EUR

./. Leistungen im Länderfinanzausgleich 1 803 637 836,81 EUR

./. Familienleistungsausgleich   399 024 826,53 EUR

./.  Mehreinnahmen des Landes    45 400 000,00 EUR

bereinigter Landesanteil an Gemeinschaftssteuern 23 084 859 763,01 EUR

./. davon Anteil nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 FAG (23%) 5 309 517 745,49 EUR

./. abzüglich § 1 Abs. 1 Nr. 1 FAG   708 150 000,00 EUR

+ 88,43 v.H. der Finanzausgleichsumlage 2 491 055 411,09 EUR

Finanzausgleichsmasse 7 092 423 156,58 EUR
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gehen an die Schlüsselmasse der Landkreise 
und 4,78 % an die Schlüsselmasse der Stadt-
kreise.

Die Aufteilung der Finanzausgleichsmasse B, 
aus der Investitionsmittel finanziert werden, 
ist in § 3a FAG geregelt. Zunächst wird aus 
Masse B der Ausgleichsstock entnommen, ein 
Fonds für finanzschwache Gemeinden in Höhe 
von 87 Mill. Euro. 830 Mill. Euro fließen dem 
kommunalen Investitionsfonds zu. Aus diesem 
Fonds kommen Mittel für Infrastrukturinvesti-
tionen. Die restliche Finanzausgleichsmasse B 
wird für die kommunale Investitionspauschale 
(§ 4 FAG) verwendet.

Mittelverwendung

Aus der Finanzausgleichsmasse erfolgen die 
Zuweisungen an die Gemeinden unter Berück-

sichtigung der Steuerkraft und der Einwohner-
zahl. Je größer die Gemeinde desto höher ist 
auch der Mittelaufwand, denn die größeren 
Gemeinden übernehmen Zentralfunktionen. 
Sie stellen Einrichtungen und Infrastruktur-
maßnahmen auch für kleinere Gemeinden zur 
Verfügung, da jene sich diese oft nicht leisten 
können.

Bedarfsermittlung

Der Finanzbedarf einer Gemeinde wird durch 
eine Bedarfsmesszahl festgelegt. Zur Berech-
nung wird die Einwohnerzahl mit einem 
Kopfbetrag gemäß § 7 Abs. 2 FAG verviel-
facht. Bei Gemeinden mit weniger als 3 000 
Einwohnern wird der Grundkopfbetrag ange-
setzt. Bei Gemeinden mit höherer Einwohner-
zahl wird der Grundkopfbetrag entsprechend 
angepasst. Der Stadt Stuttgart stehen dem-
nach 186 % zu. Ob diese Anpassungen für 
größere Gemeinden wirklich gerechtfertigt 
sind, ist strittig (Übersicht 2).

Steuerkraftmesszahl

Die Steuerkraft einer Gemeinde wird durch die 
Steuerkraftmesszahl gemäß § 6 FAG festgelegt 
und setzt sich aus folgenden Anteilen zusammen: 
der Grundsteuer A von land- und forstwirtschaft-
lichen Grundstücken und der Grundsteuer B 
von allen übrigen Grundstücken sowie der 
 Gewerbesteuer, gemindert um die Gewerbe-
steuerumlage des 2. vorangegange nen Jahres. 
Das Aufkommen wird mit Hilfe eines einheit-
lichen Hebesatzes (Anrechnungshebesatz) um-
gerechnet. Darauf wird der Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer und der Familienleis-
tungsausgleich gemäß § 29a FAG addiert. 
Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer des 
2. voran gegangenen Jahres wird mit 80 % 
einbe zogen (Übersicht 3).

Ü2 Berechnung des Kopfbetrags beim Finanzausgleich (Beispiel)

Einwohnerzahl der Gemeinde (am 30. Juni 2010): 8 194 EW

Grundkopfbetrag bei 3 000 Einwohnern: 100 % 913,00 EUR

Kopfbetrag bei 10 000 Einwohnern (nächsthöherer Eckwert): 110 % 1 004,30 EUR

Kopfbetragsspanne: 45 400 000,00 EUR

1 004,30 EUR – 913,00 EUR 91,30 EUR

Einwohnerspanne: 5 309 517 745,49 EUR

10 000 Einwohner – 3 000 Einwohner 7 000 EW

Einwohnerzahlunterschied: 2 491 055 411,09 EUR

8 194 Einwohner – 3 000 Einwohner 5 194 EW

Kopfbetrag für 5 194 Einwohner:

91,30 EUR x 5 194 Einwohner / 7 000 Einwohner + 913,00 EUR 980,80 EUR

Berechnung der Bedarfsmesszahl

Einwohnerzahl x Kopfbetrag

8 194 Einwohner x 980,80 EUR 8 036 675,20 EUR

Ü3 Berechnung der Steuerkraftmesszahl (Beispiel)

Aufkommen der Gemeinde x Anrechnungshebesatz / Hebesatz

Grundsteuer A        64 583 EUR x 195 / 360        34 982 EUR

Grundsteuer B       864 219 EUR x 185 / 340       470 236 EUR

Gewerbesteuer     1 068 194 EUR x 290 / 340       911 106 EUR

abzüglich Gewerbesteuer-Umlage     1 068 194 EUR x  66 / 340       207 355 EUR

Gemeindeanteil Einkommensteuer 3 985 837 197 EUR x 0,0008122     3 237 296 EUR

Zuweisungen nach § 29a FAG   360 588 800 EUR x 0,0008122       292 870 EUR

Gemeindeanteil Umsatzsteuer       134 880 EUR x  80 / 100       107 904 EUR

Steuerkraftmesszahl 4 847 039 EUR
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3 Schulgesetz.

Schlüsselzuweisungen

Die verfügbaren Mittel erhalten die Kommunen 
durch Zuweisungen. Unterschieden werden 
sie in allgemeine und zweckgebundene Zu-
weisungen. Zweckgebundene Zuweisungen 
gehen an die Kommunen durch Bedarfszu-
weisungen. Die allgemeinen, die Schlüsselzu-
weisungen, stellen das Kernstück der Finanzzu-
weisungen in Baden-Württemberg dar. Sie 
werden aus 74,1 % der Finanzausgleichsmasse A 
finanziert und sind im ersten Abschnitt, Unter-
abschnitt B FAG festgelegt. Sie gelten als wich-
tigste Einnahmequelle der Gemeinden im Rah-
men des Finanzausgleichs.

Die Schlüsselzuweisungen werden gemäß 
§ 5 Abs. 1 FAG nach dem Schlüssel der man-
gelnden Steuerkraft verteilt. Um die Schlüssel-
zahl – den Maßstab des zu definierenden 
Finanz bedarfs einer Gemeinde – bestimmen 
zu können, wird die Steuerkraftmesszahl der 
Bedarfsmesszahl gegenübergestellt. Die Zu-
weisung wird nach der Höhe des festgelegten 
Hundertsatzes des Unterschiedsbetrags, der 
sogenannten Ausschüttungsquote verteilt. 
Die Ausschüttungsquote ist das Verhältnis 
der gesamten Schlüssel masse zu den Schlüs-
selzahlen aller Gemeinden, ausgenommen 
der Mehrzuweisungen. Hohe Ausschüttungs-
quoten begünstigen finanzschwache Gemein-
den. Hingegen kommen hohe Kopfbeträge den 
finanzstarken Gemeinden zugute. Um hierbei 
einen auszugleichenden Maßstab zu finden, 
wird eine Ausschüttungsquote von etwa 70 % 
festgelegt. 

Die Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden 
Steuerkraft sollen die fehlenden eigenen Steuer-
einnahmen der Gemeinden ergänzen. Das heißt, 
wenn sich bei einer Gemeinde kein Fehlbetrag 
ergibt, da sie über ausreichend eigene Steuer-
einnahmen verfügt, um ihre Ausgaben zu 
 decken, erhält sie keine Schlüsselzuweisungen 
nach mangelnder Steuerkraft. Diese Gemeinden 
werden abundante Gemeinden genannt 
(Übersicht 4).

Für besonders finanzschwache Gemeinden 
genügen Finanzmittel durch die Schlüsselzu-
weisungen nach der mangelnden Steuerkraft 
nicht. Deshalb erhalten sie Mehrzuweisungen, 
um den Fehlbetrag vollständig auszugleichen 
(§ 5 Abs. 3 FAG). Dies nennt man die Sockel-
garantie. Sie greift ein, wenn die Steuerkraft-
messzahl weniger als 60 % der Bedarfsmess-
zahl beträgt. Dieser Fehlbetrag bis zu 60 % 
wird dann durch die Mehrzuweisungen ge-
deckt. Diese finanzschwachen Gemeinden 
nennt man Sockelgarantiegemeinden (Über-
sicht 5).

Kommunale Investitionspauschale

Als weitere Schlüsselzuweisung erhalten die 
Gemeinden die kommunale Investitionspau-
schale gemäß § 4 FAG in Verbindung mit § 3a 
Abs. 2 FAG. Sie soll für Investitions- und Unter-
haltungsmaßnahmen verwendet werden. Die 
Investitionspauschale bemisst sich nach einer 
umgerechneten Einwohnerzahl, wodurch finanz-
schwächere Gemeinden eine höhere Zuweisung 
erhalten. Die Einwohner der Gemeinden werden 
gemäß § 4 Abs. 2 FAG nach der Steuerkraft-
summe pro gewichteten Einwohner im Landes-
durchschnitt in Stufen eingeteilt und mit dem 
jeweiligen Hundertsatz des Landesdurch-
schnitts multipliziert. Die Steuerkraftsumme 
ist in § 38 FAG geregelt und setzt sich aus der 
Steuerkraftmesszahl und den Schlüsselzu-
weisungen nach der mangelnden Steuerkraft 
des 2. vorangegangenen Jahres zusammen 
(Übersicht 6).

Ausgleich von Sonderlasten

Für finanzielle Belastungen durch besondere 
Aufgaben der Gemeinden gibt es eine Reihe 
von Sonderlastenausgleichen. Bei der Schulfi-
nanzierung werden die Lasten zwischen dem 
Land und den Gemeinden aufgeteilt. Das Land 
übernimmt die Personalkosten der Lehrer und 
die Gemeinden zahlen die sächlichen Schulko-
sten. Öffentliche Schulen gemäß § 4 Abs. 1 
SchulG3 erhalten pro Schüler einen Beitrag für 
die laufenden Schulkosten, den sogenannten 

Ü5 Berechnung der Sockelgarantie (Beispiel)

60 v.H. der Bedarfsmesszahl     4 500 000 EUR

abzüglich Steuerkraftmesszahl     4 300 000 EUR

Unterschiedsbetrag       200 000 EUR

Unterschiedsbetrag x Quote (30 %) = Mehrzuweisung        60 000 EUR

70 % Schlüsselzuweisung + 30 % Mehrzuweisung 100 %

Ü4 Berechnung der Schlüsselzuweisung nach der  
mangelnden Steuerkraft (Beispiel)

Bedarfsmesszahl     8 036 675 EUR

abzüglich Steuerkraftmesszahl     4 847 039 EUR

Schlüsselzahl     3 189 636 EUR

70,01 % Ausschüttungsquote der Schlüsselzahlen 2011        60 000 EUR

Schlüsselzuweisung nach der mangelnden Steuerkraft     2 233 064 EUR
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Sachkostenbeitrag (§ 17 FAG). Vom Sachkos-
tenbeitrag ausgenommene Schulen sind 
Grundschulen und Fachschulen. Durch den 
Sachkostenbeitrag sollen die laufen den säch-
lichen Kosten des Schulbetriebs angemessen 
ausgeglichen werden. Ein angemessener Aus-
gleich wird bei 90 % der tatsächlichen Kosten 
angesehen.

Der Familienleistungsausgleich besagt, dass 
das Land den Gemeinden von den Umsatz-
steuermehreinnahmen des Landes 26 % zur 
Verfügung stellt. Die Verteilung erfolgt durch 
Schlüsselzahlen.

Zu den Sonderlasten zählt auch der Soziallasten-
ausgleich. Dieser soll gemäß den §§ 21 und 22 
FAG die unterschiedlichen Belastungen der 
Stadt- und Landkreise im Bereich der Sozial-
hilfeausgaben ausgleichen. Weitere Sonder-
lastenausgleiche sind unter anderem der Ver-
kehrslastenausgleich, Kindergartenlastenaus- 
gleich und Zuweisungen für die Kleinkindförder-
ung sowie der Fremdenverkehrslastenaus-
gleich.

Umlagen

Zum allgemeinen Finanzierungsinstrument 
des kommunalen Finanzausgleichs zählen die 
Umlagen. Die Umlagen sollen durch die Um-
verteilung der Kosten zum Ausgleich der all-
gemeinen Finanzkraft führen. Hierbei sind 
sachgemäße Umlagemaßstäbe zu setzen, um 
die gewünschten Finanzausgleichseffekte zu 
erzielen.

Finanzausgleichsumlage

Das Land erhebt jährlich eine Finanzaus-
gleichsumlage von den Gemeinden und Land-
kreisen (§ 1a FAG). Diese dient letztlich dem 
Ausgleich zwischen steuerstarken und steuer-

schwachen Gemeinden und Landkreisen, 
indem Finanzkraft abgeschöpft wird, um finanz-
schwächere Gemeinden besser unterstützen 
zu können. Herrschende Ungleichverteilungen 
zwischen den Gemeinden sollen dadurch ab-
geschwächt werden. 

Die Finanzausgleichsumlage beträgt 22,1 % 
der Bemessungsgrundlage, höchstens jedoch 
32 %. Bei Gemeinden ist die Bemessungs-
grundlage die Steuerkraftsumme (§ 6 FAG) 
und bei den Landkreisen ein Teilbetrag der 
Steuerkraftsumme. Der weitaus größte Teil 
des Aufkommens fließt der Finanzausgleichs-
masse zu, der übrige Teil dem Landeshaus-
halt. 

Kreisumlage

Die Kreisumlage wird für alle im selben Land-
kreis liegende Gemeinden pro Jahr einheitlich 
mit einem Hundertsatz der Steuerkraftsumme 
der Gemeinden des Landkreises bemessen, 
dem sogenannten Umlagesatz (§ 35 FAG). Die 
Kreisumlage stellt für die Landkreise die wich-
tigste Einnahmequelle dar und schafft zusätzlich 
einen horizontalen Ausgleich zwischen den 
Gemeinden und den Kreisen.

Ausgleichswirkungen

Das System des kommunalen Finanzausgleichs 
soll in allen Teilen Baden-Württembergs auch 
den weniger steuerstarken Gemeinden ihre 
Aufgabenerfüllung ermöglichen, ohne die 
Stellung der finanzstärkeren Gemeinden zu 
beseitigen. Erforderlich ist jedoch die sorgfältige 
Interessenabwägung der steuerstärkeren und 
der steuerschwächeren Gemeinden. Nur dann 
ist ein insgesamt ausgewogener Ausgleich re-
alisierbar.

Übersicht 7 zeigt die Leistungen im kommu-
nalen Finanzausgleich 2011 von Baden-Württ-
emberg im vertikalen Ausgleich, der durch 
den horizontalen Ausgleich unter den Gemein-
den und Landkreisen ergänzt wird.

Die Kommunen erhielten vom Land Zuwei-
sungen für den Schullasten- und Verkehrs-
lastenausgleich sowie Mittel für Ausbildungs-
kosten und die Kinderförderung. Der Schul- 
lastenausgleich setzt sich aus den Sachkosten-
beiträgen der jeweiligen Schulen zusammen. 
Hinzugerechnet werden die Schülerbeförde-
rungskosten und die Kosten für die Sicher-
heitsausstattung. Insgesamt beliefen sich die 
Mittel hierfür auf 958 Mill. Euro. Beim Ver-
kehrslastenausgleich wurden den Kommunen 

Ü6 Berechnung der umgerechneten „veredelten“ Einwohnerzahl

Steuerkraftsumme nach § 38 (1) FAG     7 335 789 EUR

– je Einwohner: 7 335 789 EUR / 8 194 Einwohner             895 EUR

– in % des Landesdurchschnitts: 895,26 / 1 026,85 87,19 EUR

„Veredelte“ Einwohnerzahl: 8 194 x 1,15 8 604 EW

Berechnung der kommunalen Investitionspauschale: 

Veredelte Einwohnerzahl x Quote

8 604 x 43,13 EUR       371 091 EUR
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Ausgleichswirkungen: Vertikaler und horizontaler AusgleichÜ7
La

n
d

4.3 Schullastenausgleich 958 Mill. EUR

4.6 Verkehrslastenausgleich 192 Mill. EUR

4.7 Ausbildungskosten 2,4 Mill. EUR

4.9 Kinderförderung 606 Mill. EUR

4.2 Sonstige Zuweisungen 545 Mill. EUR

4.1 Schlüsselzuweisungen 791 Mill. EUR

4.5 Soziallastenausgleich 119 Mill. EUR

2.1 Umsatzsteuer (Anteil 2011): 520 Mill. EUR

2.1 Einkommensteuer (Anteil 2011): 4 230 Mill. EUR

4.1 Schlüsselzuweisungen 3 389 Mill. EUR

4.4 Fremdenverkehrslastenausgleich 6 Mill. EUR

4.8 Familienleistungsausgleich 399 Mill. EUR
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4.11 FAGUmlage 2 535 Mill. EUR

Gewerbesteuerumlage 1 244 Mill. EUR

4.11 FAGUmlage 281 Mill. EUR
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192 Mill. Euro zugewiesen. Für die Kinderför-
derung flossen den Kommunen im Jahr 2011 
insgesamt rund 606 Mill. Euro zu.

Die Schlüsselzuweisungen an die Landkreise 
ergaben insgesamt einen Betrag von 791 Mill. 
Euro. Als weitere Einnahme erhielten sie von 
den Gemeinden Kreisumlagen von insgesamt 
3 200 Mill. Euro. Die Mittel des Soziallasten-
ausgleichs flossen den Stadt- und Landkreisen 
beiderseits zu und ergaben in der Summe 
119 Mill. Euro. An den kommunalen Finanzaus-
gleich entrichteten die Landkreise und Stadt-
kreise eine Finanzausgleichsumlage von insge-
samt 281 Mill. Euro.

Die Gemeinden erhielten im Verhältnis zur ge-
samten Verteilung die höchsten Zuweisungs-
beträge, insgesamt waren dies 8 543 Mill. 
Euro. Diese Summe beinhaltet 74,89 % der 
Schlüssel masse einschließlich der kommu-
nalen Investitionspauschale, somit Schlüssel-
zuweisungen nach der mangelnden Steuer-
kraft und Mehrzuweisungen in Höhe von 3 389 
Mill. Euro. Weiter hatten die Gemeinden einen 
Anspruch auf die Anteile der Einkommen-
steuer (4 230 Mill. Euro) und der Umsatzsteuer 
(520 Mill. Euro), die ihnen ebenfalls im Rahmen 
des kommunalen Finanzausgleichs 2011 zu-
flossen. Die Mittel für den Fremdenverkehrs-

lastenausgleich beliefen sich auf rund 6 Mill. 
Euro. Weitere 399 Mill. Euro flossen als Zu-
weisungen des Familienleistungsausgleichs 
gemäß § 29a FAG den Gemeinden zu. Auch 
die Gemeinden beteiligten sich durch Um-
lagen am Finanzausgleich. Zum einen durch 
die Finanzausgleichsumlage in Höhe von 
2 535 Mill. Euro und zum anderen durch die 
Gewerbesteuerumlage mit 1 244 Mill. Euro. 

Im Schaubild werden die Anteile an der ge-
samten Ausgleichssumme dargestellt. Rund 
37 % flossen den Kommunen in Form von 
Schlüsselzuweisungen zu. Zu rund 35 % trug 
der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
bei.

Ausblick

Die Notwendigkeit des kommunalen Finanz-
ausgleichs bleibt unumstritten. Der Bund, die 
Länder und die Kommunen haben alle ihre 
durch Gesetz festgelegten Aufgaben zu bewäl-
tigen. Jedoch führen die Vielfältigkeit der 
Steuern und die unterschiedlichen Strukturen 
und Aufgabenbereiche von Bund, Ländern und 
Kommunen dazu, dass nicht allen ausreichend 
Steuern zufließen, um den Aufgaben nachzu-
kommen. Demnach müssen die Finanzströme 
gerecht umverteilt werden, was weitestge-
hend im gesetzlichen Ermessen liegt. Die kon-
kreten Probleme und Ansprüche zeigen sich 
auf der Ebene der Kommunen am deutlichs-
ten, die einen erheblichen Teil der eigenen 
Finanz hoheit verloren haben und deren Steuer-
autonomie im Laufe der Jahre beträchtlich ab-
genommen hat. 

Im Hinblick auf die genannten Ausgleichswir-
kungen des kommunalen Finanz ausgleichs sind 
die Sicherstellung und Förderung der aufgaben-
gerechten Finanzausstattung der Gemeinde zu 
beachten. Auch eine Grenze hinsichtlich einer 
übermäßigen Abschöpfung oder gar Unterver-
sorgung einer Gemeinde sollte gezogen wer-
den. Denn nicht nur die Stärkung der Finanz-
kraft ist ein Ziel des kommunalen Finanzaus- 
gleichs, sondern auch der Ausgleich der ge-
meindlichen Finanzkraftunterschiede. 

Leistungen im kommunalen Finanzausgleich 2011S
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Anteile in %

Gemeindeanteil an der
Umsatzsteuer

Gemeindeanteil
an der
Einkommensteuer

Übrige 
Sonderlasten-
ausgleiche

Kinderförderung

Familienleistungsausgleich Zuweisungen im
Verkehrslastenausgleich

Zuweisungen im 
Schullastenausgleich

Zuweisungen
nach § 11 FAG1)

Schlüsselzuweisungen
zusammen

1) Einschließlich der Zuweisungen durch die Verwaltungsstrukturreform ab 2005.
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Weitere Auskünfte erteilt 
Karl-Georg Wiedmann, Telefon 0711/641-27 63, 
Karl-Georg.Wiedmann@stala.bwl.de


